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Landrätliche Bekanntmachungen. 
Nr. 1. Marienburg, den 16. Juni 1904. 
Anfertigung der Jahresliſten der Schöffen und 
Geſchworenen. 

In Gemäßheit des Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetzes vom 27. 
Januar 1877 (Reichsgeſetzblatt pro 1877, Seite 41) und in 
Folge höherer Anordnung muß nunmehr mit der Herſtellung 
der Jahresliſten der Schöffen und Geſchworenen vorgegangen 
werden. 

Die Magiſträte, Gemeinde⸗ und Gutsvorſtände des 
Kreiſes fordere ich auf, eine Urliſte derjenigen Perſonen, welche 
zu dem Amte eines Schöffen oder Geſchworenen berufen werden 
können, nach dem unten abgedruckten Schema nach alphabetiſcher 
Reihenfolge der Zunamen alsbald, ſpäteſtens bis zum 5. 
August d. Js. aufzustellen und dieſe eine Woche alſo volle 
ſieben Tage lang, im Amtlokal des Gemeinde⸗ oder Gutsvor⸗ 
ſtandes auszulegen, nachdem vorher die Zeit und der Ort der 
Auslegung in ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht worden ſind. 

Demnächſt ſind die Liſten mit der erforderlichen, genau 
dem unten abgedruckten Wortlaute entſprechenden Beſcheinigung 
über die erfolgte Auslegung zu verſehen und 

1. aus dem Bezirke des Königlichen Amtsgerichts 
Marienburg dieſer Behörde, 

2. ans dem Bezirke des Königlichen Amtsgerichts in 
Tiegenhof dieſem Amtsgericht 

bis zum 1. September d. Is. direkt einzuſenden. 

Gegen die Richtigkeit oder Unvollſtändigkeit der Urliſte 
kann innerhalb der einwöchentlichen Friſt ſchriftlich oder zu 
Protokoll Einſprache erhoben werden. 

Die bezüglichen Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
Geſetzes lauten wie folgt: 

9 31. Das Amt eines Schöffen iſt ein Ehrenamt, das⸗ 
ſelbe kann nur von einem Deutſchen verſehen werden. 

§ 32. Unfähig zu dem Amte eines Schöffen find: 

1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ſtrafgerichtlicher 
Verurtei ung verloren haben, 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens eröffnet iſt, daß die Aber⸗ 
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann 

3. Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in ber 

Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 

8 33. Zu dem Amte eines Schöffen ſollen nicht berufen 
werden: 3 

1. Perſonen, welche zur Zeit der Aufſtellung der Urliſte das 
dreißigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

2. Perſonen, welche zur Zeit der Aufſtellung der Urliſte den 
Wohnſitz in der Gemeinde noch nicht zwei volle Jahre 
haben, 

3. Perſonen, welche für ſich oder ihrer Familie Armenunter⸗ 
ſtützung aus öffentlichen Mitteln empfangen oder in den 
letzten drei Jahren vor Aufſtellung der Urliſte zurückge⸗ 
rechnet empfangen haben, 

4. Perſonen, welche wegen geiſtiger oder körperlicher Ge⸗ 
brechen zu dem Amte nicht geeignet ſind, 

5. Dienſtboten. 


§ 34. Zu dem Amte eines Schöffen ſollen ferner nicht 

berufen werden: 

1. Miniſter, 

2. Mitglieder der Senate der freien Hanſaſtädte, 

3. Reichsbeamte, welche jederzeit einſtweilig in den Ruhe⸗ 

ſtand verſetzt werden können, 

4. Staatsbeamte, welche auf Grund der Landesgeſetze jeder⸗ 

zeit einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt werden können, 

5. Richterliche Beamte und Beamte der Staatsanwaltſchaft, 

6. gerichtliche und Vollziehungsbeamte, 

7. Religionsdiener, 

8. Volksſchullehrer, 

9. dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende 

Militär⸗Perſonen. 
$ 35. Die Berufung eines Schöffen dürfen ablehnen: 

1. Mitglieder einer deutſchen geſetzgebenden Verſammlung, 

2. Perſonen, welche im letzten Geſchäftsjahr die Verpflichtung 
eines Geſchworenen oder am wenigſten an 5 Sitzungstagen 
die Verpflichtungen eines Schöffen erfüllt haben, 

Aerzte, 

. Apotheker, welche keine Gehülfen haben, 

„ Perſonen, welche das 65. Lebensjahr zur Zeit der Auf- 
ſtellung der Urliſte vollendet haben oder dasſelbe bis zum 
Ablauf des Geſchäftsjahres vollenden werden, 

6. Perſonen, welche glaubhaft machen, daß ſie den mit der 
Ausübung des Amtes verbundenen Aufwand zu tragen 
nicht vermögen. 

8 36. Die Urliſte für die Auswahl der Schöffen dient 
zugleich als Urliſte für Auswahl der Geſchworenen. Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 32 bis 35 über die Berufung zum Schöffen⸗ 
amte finden auch auf das Geſchworenenamt Anwendung. 

Perſonen, welche zum Schöffenamte unfähig (8 31, 42 
des Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetzes) oder dazu nicht zu berufen 
find (33, 34 d. G.⸗V.⸗G. pro 1878, Seite 230) find in 
die Urliſte nicht aufzunehmen. Zu den im $ 34 Nr. 6 er- 
wähnten, zum Schöffenamte nicht zu berufenden und daher in 
die Schöffen⸗Urliſten nicht aufzunehmenden polizeilichen Voll⸗ 
ſtreckungsbeamten ſind unter anderen auch zu rechnen die im 
$ 66 unter Nr. 6 bis 17 der Bekanntmachung des Herrn 
Reichskanzlers vom 30. November 1885, betreffend die Neu⸗ 
redaktion des Bahnpolizei⸗ Reglements für die Eiſenbahnen 
Deutſchland (Beilage zu Ne. 50 des Zentralblatts für das 
Deutſche Reich und Miniſterblatt für die innere Verwaltung 
pro 1878 Nr. 4) aufgeführten Beamten⸗Kategorien. 

5. Bahnkontroleure und Betriebskontroleure, 

6. Stations⸗Vorſteher (Stationsmeiſter, Bahnhofsinſpektoren, 
Bahnhofs⸗Verwalter) 

7. Stations ⸗Aufſeher, (Bahnhofs ⸗Aufſeher) und Stations⸗ 
Aſiſtenten (Bahnhofs⸗Inſpektions⸗Aſſiſtenten), 

8. Bahnmeiſter und Hülfsbahnmeiſter, 

9. Weichenſteller, (Weichenwärter, Stationswärter und Huͤlfs⸗ 
weichenwärter, Hülfsweichenſteller) 

10. Ober ⸗Bahnwärter, Bahnwärter, (Brückenſchlag - Signal- 

Streckenwärter und Hülfsbahnwärter (Beiwärter), 

Ober⸗Zugmeiſter und Zugmeiſter (Zugführer, zugführende 

Schaffner, Oberſchaffner) 5 

12. Packmeiſter (Güterſchaffner, Gepäckſchaffner) 
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. Schaffner (Perſonenſchaffner, Kondukteure) 
Rangiermeiſter (Oberkoppler, Schirrmeiſter), 
Wagenwärter und Bremſer (Schmierer, Zugöler), 
„ Türhüter (Portiers, Perrondiener), 

. Nachti ächter. 

Dagegen ſind Diejenigen, welche die Berufung zu dem 
Amte eines Schoffen ablehnen dürfen, alſo namentlich auch 
Diejenigen, welche im Vorjahre Schöffen oder Geſchworene ge⸗ 
weſen find (8 35 des gen. Gef.) in die Urliſte aufzunehmen. 

Dieſen Perſonen bleibt überlaſſen, die Gründe der Ab⸗ 
lehnung glaubhaft zu machen. Dieſer Nachweis iſt in der 
eigentlichen Einſpruchsfriſt anzubringen und der Urliſte beizu⸗ 
fügen. Die Beurteilung, ob einzelne Perſonen vermöge ihrer 
mangelnden Kenntniſſe reſp. Schulbildung zu dem Amte eines 
Schöffen oder Geſchworenen nicht geeignet find, iſt nicht Sache 
des Gemeindevorſtandes; es bleibt demſelben überlaffen, in der 
Rubrik „Bemerkungen“ eine diesfällige Notiz zu machen. Hier⸗ 
nach müſſen auch Arbeiter, Handwerker, Eigentümer uſw. in 
die Urliſte aufgenommen werden. 

Nicht aufzunehmen ſind ſolche Perſonen, welche ſich in 
irgend einem Geſindeverhältniſſe befinden, wie Knechte, Hirten, 
Inſtleute, Gutstagelöhner u. dgl. 

Sollte außer dem Herrn Gemeindevorſteher Niemand am 
Orte zum Aufnehmen in die Urliſte geeignet ſein, ſo hat 
mindeſtens der Gemeindevorſteher ſich ſelbſt in die Liſte einzu⸗ 
tragen, nicht aber etwa eine Vakatanzeige zu erſtatten. 

Die Berechtigung, als Schöffe oder Geſchworener fungieren 
zu können, iſt an Entrichtung einer beſtimmten Staatsſteuer 
nicht geknüpft. 

Indem ich ſchließlich noch auf meine Kreisblattsverfügung 
vom 28. Auguſt 1893 hinweiſe, nehme ich Veranlaſſung zu 
bemerken, daß in der letzten Sitzung des auf Grund des 8 40 
zuſammengetretenen Ausſchuſſes vielfach wahrgenommen worden 
iſt, daß die Urliſten ſeitens der Gemeindevorſteher zum Teil 
mangelhaft und unvollſtändig aufgeſtellt worden ſind. Wieder⸗ 
holt muß insbeſondere konſtatiert werden, datz die Gemeinde⸗ 
vorſteher ſich ſelbſt in die Urliſten uicht mit aufgenommen 
hatten. Auf dieſe Weiſe werden die übergegangenen Perſonen 
dem Schöffen⸗ und Geſchworenendienſt für das laufende Jahr 
entzogen, weil in die Jahresliſten Niemand gebracht werden 
kann, deſſen Name nicht auch in den Urliſten verzeichnet ſteht. 

Die Magiſträte und Gemeindevorſteher des Kreiſes erſuche 
ich, auf die Anfertigung der Schöffenliſten die größtmöglichſte 
Sorgfalt zu verwenden, damit die hierbei früher vorgekommenen 
Unvollſtändigkeiten und Unrichtigkeiten vermieden werden. 

Formulare ſind in der Buchdruckerei von Halb erhältlich. 

Urliſte 
der in der Gemeinde . wohnhaften Perſonen, welche zu 
dem Amte eines Schöffen oder Geſchworenen berufen werden können. 
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Daß die vorſtehende Urliſte eine Woche lang, und zwar 
in der Zeit vom bis einſchlleßlich den 
.. . . . in der Gemeinde und zwar in 
zu Jedermanns Einſicht ausgelegen hat und daß vorher der 
Ort und der Zeitpunkt der Auslegung in ortsüblicher Weiſe 
bekannt gemacht worden ſind, beſcheinigt hiermit 

3 ‚ben. „ten 1904 
(Stegel) Der Gemeindevorſteher. 

(Guts vorſteher, Bürgermeiſter.) 

Anmerkung: Der Zunamen iſt zuerſt einzutragen. Die 
Spalte 6 wird zuerſt nach Auslegung der Liſte ausgefüllt; ſie 
iſt für alle erforderlich erſcheinenden Bemerkungen, namentlich! 
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über eingegangene Einſprachen und über das Vorhandenſein 
von Ablehnungsgründen (Ger.⸗Verf.⸗Geſ. 35) beſtimmt. 
Insbeſondere iſt bei denjenigen Perſonen, welche im letzten 
Geſchäftsjahr Schöffen oder Geſchworene geweſen find, oder 
welche den mit der Ausübung des Amtes verbundenen Aufwand 
nicht zu tragen vermögen, dies in der Spalte 6 zu vermerken. 
Ferner iſt bei ſolchen in die Liſten aufgenommenen Perſonen, 
deren Aufnahmefähigkeit aus Gründen der oben abgedruckten 
SS 32 bis 34 des Gerichts⸗Verfaſſungs⸗Geſetzes zweifelhaft 
erſchien, der Grund des Zweifels in der Spalte 6 anzugeben. 
Endlich ſind in Spalte 6 auch alle bekannten Vorſtrafen der 
in ber Lifte aufgeführten Perſonen zu vermerken. Bei Arbeitern 
oder ſonſtigen Perſonen, bei welchen eine Berufung zum Schöffen 
an ſich nicht zu erwarten iſt, genügt der Vermerk „Beſtraft“. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1 Der Weg von Barenhof nach Bärwalde 
iſt wegen Ausbau einer Pflaſterſtraße für längere Zeit ge⸗ 
ſperrt. 

Bärwalde, den 18. Juni 1904. Der Amtsvorſteher. 


Nr. 2. Wegen ausgebrochenen Rotlaufs unter 
den Schweinen des Arbeiters Schldlowski wird über das 
Arbeitergrundſtück des Herrn Epp zu Warnau hiermit die 
Sperre verhängt. 
Amt Warnau den 19. Juni 1904. 
Der Amtsborſteher. 


NE „Schwente⸗ Verband“. 

Auf den Antrag von Intereſſenten und laut Beſchluß des 
Vorſtandes vom 18. Juni d. Is. iſt verdungen worden: 

1. die Räumung des oberſten Schwentenlaufes vom 
Lande des Herrn Claßen Kl. Montau bis zur 
Höllentrift. 

2. Die Krautung von der Höllentrift bis ca. 30 Ruthen 
unterhalb der Kleinbahn, abgeſehen von kleinen 
Strecken, welche zu räumen ſind. 

Die Herren Gemeindevorſteher der angrenzenden Ort- 
ſchaften erſuche ich hiermit ganz ergebenſt, den Herren Adja⸗ 
centen hiervon Kenntnis zu geben mit dem Bemerken, daß es 
im eigenen Intereſſe der Anlieger fein dürfte, wenn dieſelben 
rechtzeitig für Behauen der Grabenborde Sorge tragen und die 
zur Aufnahme des Grabenauswurfs notwendigen Flächen frei 
herſtellen. 

Der Grabenauswurf iſt gemäß $ 17 Abſ. 3 der neuen 
Deich⸗ und Vorflutsorsnung ſpäteſtens A Wochen nach der 
Ernte bis auf 3 m Entfernung vom Graben fortzuſchaffen 
und einzuebnen. 

Ferner mache ich ſchon jetzt bekaunt, daß es im Intereſſe 
der Entwäſſerung und ordnungsmäßigen Unterhaltung des 
Flußlaufes für unerläßlich erachtet worden iſt, auch die oberſte 
Strecke der Schwente (Chauſſee Wernersdorf - Mielenz bis zur 
Förſterei) von Michaelt d. Is. ab regelmäßig unter Schau 
zu ftellen. 

Ich verweiſe deshalb die Herren Anlteger auf die in 
meinen Bekanntmachungen betreffs der Johauni⸗Schau (Kreis⸗ 
blatt Nr. 47 u. 49) enthaltenen Beſtimmungen und hebe her⸗ 
vor, daß der Reitweg zur Schau auf dem rechten (Nogat- 
ſeitigen) Ufer herzuſtellen iſt. Es find alſo ſämtliche auf 
dieſer Seite in die Schwente mündenden Gräben zu den Tagen 
der Schau ordnungsmäßig zu überbrücken oder dauernd mit 
mindeſtens 1,5 m breiten Erdpforten zu verſehen, welche ge⸗ 
eignete Durchläſſe enthalten können. 

An jedem Grabenborde muß ein Schutzſtreifen von 60 cm 
unbeackert und von Weidevieh berfchont bleiben; Zäune, aber 
am Reitwege niemals Stacheldrahtzäune, dürfen nicht unter 
1 m Entfernung von dem Grabenborde errichtet werden; ein 
Beweiden der Böſchungen iſt nicht geſtattet. 

Marienau, den 20. Juni 1904. 

Der Verbandsvorſteher. 


R. Lietz. 


Druck von O. Halb Martenburg. 


